
Vorläufiges Gesetz zur Gleichschaltung 
der Länder mit dem Reich 

Gesetz vom 31. März 1933 (Reichsgesetzblatt I S. 153) 
 

 
Die Reichsregierung hat das folgende Gesetz be-
schlossen, das hiermit verkündet wird: 
 
Vereinfachung der Landesgesetzgebung 
§ 1 
(1) Die Landesregierungen sind ermächtigt, außer in 
den in den Landesverfassungen vorgesehenen Ver-
fahren Landesgesetze zu beschließen. Dies gilt auch 
für Gesetze, die den in Artikel 85 Abs. 2 und 87 der 
Reichsverfassung bezeichneten Gesetzen entspre-
chen. 
(2) Über Ausfertigung und Verkündung der von den 
Landesregierungen beschlossenen Gesetze treffen 
die Landesregierungen Bestimmung. 
 
§ 2 
(1) Zur Neuordnung der Verwaltung, einschließlich 
der gemeindlichen Verwaltung, und zur Neuregelung 
der Zuständigkeiten können die von den Landesre-
gierungen beschlossenen Landesgesetze von den 
Landesverfassungen abweichen. 
(2) Die Einrichtung der gesetzgebenden Körper-
schaften als solche darf nicht berührt werden. 
 
§ 3 
Staatsverträge, die sich auf Gegenstände der Lan-
desgesetzgebung beziehen, bedürfen nicht der Zu-
stimmung der an der Gesetzgebung beteiligten Kör-
perschaften. Die Landesregierungen erlassen die zur 
Durchführung dieser Verträge erforderlichen Vor-
schriften. 
 
Volksvertretungen der Länder 
§ 4 
(1) Die Volksvertretungen der Länder (Landtage, 
Bürgerschaften) werden mit Ausnahme des am 5. 
März 1933 gewählten Preußischen Landtags hiermit 
aufgelöst, soweit dies nicht bereits nach Landesrecht 
geschehen ist. 
(2) Sie werden neu gebildet nach den Stimmenzah-
len, die bei der Wahl zum Deutschen Reichstag am 
5. März 1933 innerhalb eines jeden Landes auf die 
Wahlvorschläge entfallen sind. Hierbei werden die 
auf Wahlvorschläge der Kommunistischen Partei 
entfallenden Sitze nicht zugeteilt. Dasselbe gilt für 
Wahlvorschläge von Wählergruppen, die als Ersatz 
von Wahlvorschlägen der Kommunistischen Partei 
anzusehen sind. 
[...] 
 
§ 8 
Die neuen Landtage (Bürgerschaften) gelten mit dem 
5. März 1933 als auf vier Jahre gewählt. Eine vorzei-
tige Auflösung ist unzulässig. Dies gilt auch für den 
am 5. März 1933 gewählten Preußischen Landtag. 
 
§ 9 
Die Neubildung der Landtage (Bürgerschaften) nach 
diesem Gesetz muß bis zum 15. April 1933 durchge-
führt sein. 
 

§ 10 
Die Zuteilung von Sitzen auf Wahlvorschläge der 
Kommunistischen Partei für den Reichstag und den 
Preußischen Landtag auf Grund des Wahlergebnis-
ses vom 5. März 1933 ist unwirksam. Ersatzzuteilung 
findet nicht statt. 
 
§ 11 
Eine Auflösung des Reichstags bewirkt ohne weite-
res die Auflösung der Volksvertretungen der Länder. 
 
Gemeindliche Selbstverwaltungskörper 
§ 12 
(1) Die gemeindlichen Selbstverwaltungskörper 
(Kreistage, Bezirkstage, Bezirksräte, Amtsversamm-
lungen, Stadträte, Stadtverordnetenversammlungen, 
Gemeinderäte usw.), auf welche die Grundsätze 
nach Artikel 17 Abs. 2 der Reichsverfassung Anwen-
dung finden, werden hiermit aufgelöst. 
(2) Sie werden neu gebildet nach der Zahl der gülti-
gen Stimmen, die bei der Wahl zum Deutschen 
Reichstag am 5. März 1933 im Gebiet der Wahlkör-
perschaft abgegeben worden sind. Dabei bleiben 
Stimmen unberücksichtigt, die auf Wahlvorschläge 
der Kommunistischen Partei oder solche entfallen 
sind, die als Ersatz von Wahlvorschlägen der Kom-
munistischen Partei anzusehen sind. 
[...] 
 
§ 15 
Die neuen gemeindlichen Selbstverwaltungskörper 
gelten mit dem 5. März 1933 als auf vier Jahre ge-
wählt. 
 
§16 
Die Neubildung der gemeindlichen Selbstverwal-
tungskörper nach diesem Gesetz muß bis zum 30. 
April 1933 durchgeführt sein. 
[...] 
 
Gemeinsame Bestimmungen 
§ 18 
Der Reichsminister des Innern wird ermächtigt, Be-
stimmungen zur Ergänzung und Ausführung dieses 
Gesetzes zu erlassen. In übrigen obliegt die Ausfüh-
rung des Gesetzes, soweit es sich um Angelegenhei-
ten des Reichs handelt, dem Reichsminister des 
Innern, soweit es sich um Angelegenheiten der Län-
der handelt, den Landesregierungen. Der Reichsmi-
nister des Innern kann allgemeine Anweisungen 
erlassen und auf Antrag einer Landesregierung Aus-
nahmen von dem Gesetz zulassen. 
[...] 


